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BUNDESGESETZBLATT

FUR DIE REPUBLIK OSTERREICH

Jahrgang 2013 Ausgegeben am 25. Miirz 2013 Teil 1T

82. Verordnung: Elektronische Einbringung bzw. Ubermittlung von Schriftsitzen, von
Beilagen zu Schriftsitzen, von Ausfertigungen von Erledigungen des
Verfassungsgerichtshofes und von Kopien von Schriftsitzen und Beilagen

82. Verordnung des Prisidenten des Verfassungsgerichtshofes iiber die elektronische
Einbringung bzw. Ubermittlung von Schriftsiitzen, von Beilagen zu Schriftsiitzen, von
Ausfertigungen von Erledigungen des Verfassungsgerichtshofes und von Kopien von
Schriftsitzen und Beilagen

Auf Grund des § 14a Abs.2 und 3 des Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953 — VGG, BGBI.
Nr. 85/1953, zuletzt gedndert durch das Verwaltungsgerichtsbarkeits-Ausfithrungsgesetz 2013, BGBI. I
Nr. 33/2013, wird verordnet:

Elektronische Einbringung von Schriftsiitzen und von Beilagen zu Schriftsiitzen

§ 1. (1) Schriftsitze und Beilagen zu Schriftsitzen konnen nach Mallgabe der technischen
Moglichkeiten beim Verfassungsgerichtshof auf folgende Weise wirksam elektronisch eingebracht
werden:

1. im Wege des elektronischen Rechtsverkehrs,

2. iiber elektronische Zustelldienste nach den Bestimmungen des 3. Abschnitts des Zustellgesetzes
— ZustG, BGBI. Nr. 200/1982,

3. im Wege des elektronischen Aktes oder
4. mit auf der Website www.vfgh.gv.at abrufbaren elektronischen Formbléttern.

(2) Werden mit einem Schriftsatz mehrere Beilagen vorgelegt, so sind diese als getrennte Anhénge
zu ibermitteln. Schriftsdtze von Behorden sind mit Amtssignatur (§ 19 des E-Government-Gesetzes,
BGBI. I Nr. 10/2004) zu versehen.

(3) Wer Schriftsitze oder Beilagen zu Schriftsdtzen im Wege des elektronischen Rechtsverkehrs
(Abs. 1 Z 1) einbringt, hat sich hiefiir einer von der Bundesministerin fiir Justiz auf der Website
www.edikte.justiz.gv.at bekannt gemachten Ubermittlungsstelle zu bedienen. Die Ubermittlungsstelle hat
sicherzustellen, dass Schriftsitze und Beilagen zu Schriftsitzen nur dann iibernommen und
weiterverarbeitet werden, wenn sie der Schnittstellenbeschreibung (§ 3) entsprechen.

(4) Hat die Ubermittlungsstelle (Abs.3) die Daten der Eingabe zur Weiterleitung an die
Bundesrechenzentrum GmbH iibernommen, so hat sie dies dem Einbringer sofort mitzuteilen und den
Zeitpunkt (Tag und Uhrzeit) dieser Riickmeldung zu protokollieren; dieses Datum ist mit den Daten der
Eingabe zu iibermitteln. Die Bundesrechenzentrum GmbH hat zu protokollieren, wann die Daten der
Eingabe bei ihr eingelangt sind.

(5) Schriftsdtze und Beilagen zu Schriftsdtzen, die im Wege des elektronischen Rechtsverkehrs
(Abs. 1 Z 1) eingebracht werden, haben den Anschriftcode des Einbringers zu enthalten. § 7 der
Verordnung der Bundesministerin fiir Justiz iiber den elektronischen Rechtsverkehr (ERV 2006),
BGBI. II Nr. 481/2005, findet sinngemifl Anwendung.

Elektronische Ubermittlung von Ausfertigungen von Erledigungen des Verfassungsgerichtshofes
und von Kopien von Schriftséitzen und Beilagen

§2. (1) Ausfertigungen von Erledigungen des Verfassungsgerichtshofes und Kopien von
Schriftsdtzen und Beilagen zu Schriftsitzen konnen nach Mafligabe der technischen Moglichkeiten durch
Anwendung eines Verfahrens im Sinne des § 1 Abs.1 Z 1 bis 3 elektronisch iibermittelt werden.
Unbeschadet der Wirksamkeit der elektronischen Ubermittlung sind Erledigungen auf Antrag im
Einzelfall auch in Papierform auszufertigen.
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(2) Bei Ausfertigungen von Erledigungen des Verfassungsgerichtshofes und Kopien von
Schriftsdtzen und Beilagen zu Schriftsitzen, die im Wege des elektronischen Rechtsverkehrs (§ 1 Abs. 1
Z 1) tibermittelt werden, dient der Anschriftcode (§ 1 Abs. 5) zur Bezeichnung des Empfangers. Bedient
sich ein Teilnehmer am elektronischen Rechtsverkehr (§ 1 Abs. 1 Z 1) mehrerer Ubermittlungsstellen (§ 1
Abs. 3), so sind Ausfertigungen von Erledigungen und Kopien von Schriftsdtzen und von Beilagen iiber
jene Ubermittlungsstelle elektronisch zu iibermitteln, die vom Teilnehmer zuletzt beauftragt wurde. Die
Ubermittlungsstelle hat der Bundesrechenzentrum GmbH den Zeitpunkt der Beauftragung bekannt zu
geben.

(3) Die Ubermittlungsstelle hat das Datum (Tag und Uhrzeit), an dem die Daten von Ausfertigungen
von Erledigungen und von Kopien von Schriftsitzen und Beilagen in den elektronischen
Verfligungsbereich des Empfangers gelangt sind, zu protokollieren und der Bundesrechenzentrum GmbH
zur Weiterleitung an den Verfassungsgerichtshof zu iibermitteln. Das Datum (Tag und Uhrzeit), an dem
die Daten vom Empfanger tatséchlich iibernommen wurden, ist ebenfalls zu protokollieren und auf
Anfrage dem Verfassungsgerichtshof bekannt zu geben; dieses Protokoll ist mindestens drei Jahre lang
aufzubewahren.

(4) Ausfertigungen von Erledigungen des Verfassungsgerichtshofes sind mit einer elektronischen
Signatur zu versehen, die § 19 des E-Government-Gesetzes, BGBI. I Nr. 10/2004, zu entsprechen hat.
Jede Verwendung der elektronischen Signatur des Verfassungsgerichtshofes ist automationsunterstiitzt in
einem Protokoll, das den Namen des Anwenders ausweist, festzuhalten. Dieses Protokoll ist mindestens
drei Jahre lang aufzubewahren.

Schnittstellenbeschreibung

§ 3. Hinsichtlich des elektronischen Rechtsverkehrs (§ 1 Abs. 1 Z 1) hat der Prisident eine
Beschreibung der Art der Datenilibermittlung, der vollstindigen Datenstruktur, der zuldssigen
Beilagenformate einschlielich der Regeln iiber die Feldinhalte und den hdchstzulissigen Umfang fiir alle
Dokumentarten (Schnittstellenbeschreibung) auf der Website www.vfgh.gv.at bekannt zu machen.
Dokumente, die im Wege des elektronischen Rechtsverkehrs (§ 1 Abs. 1 Z 1) eingebracht bzw.
ibermittelt werden, haben der Schnittstellenbeschreibung zu entsprechen.

Datensicherheit

§ 4. (1) Zur Sicherung vor Missbrduchen ist von den an der elektronischen Einbringung von
Schriftsdtzen und Beilagen (§ 1) Beteiligten durch geeignete technische und organisatorische MaBnahmen
zu gewihrleisten, dass die Eingabe nur von demjenigen elektronisch eingebracht werden kann, der in der
Eingabe als Einbringer bezeichnet wird. Bei der Registrierung einer natiirlichen Person als Einbringer bei
einer Ubermittlungsstelle ist von dieser die Identitit des Einbringers zu priifen.

(2) Ebenso ist sicherzustellen, dass die Daten von Dokumenten im Sinne des § 2 nur aus dem
Verfiigungsbereich des in der Zustellung bestimmten Empfangers abgerufen werden kénnen und dort vor
missbrauchlichen Zugriffen gesichert werden.

(3) Zur Sicherstellung der Datenintegritit hat jede Ubertragung im elektronischen Rechtsverkehr
(§ 1 Abs. 1 Z 1) verschliisselt zu erfolgen. Zur Sicherstellung der Authentizitit sind von allen an der
Ubertragung Beteiligten Zertifikate, die von einem Zertifizierungsdiensteanbieter (ZDA) gemiB § 2 Z 10
Signaturgesetz — SigG, BGBI. I Nr. 190/1999, ausgestellt sind, zu verwenden. In der Kommunikation
zwischen der Ubermittlungsstelle und der Bundesrechenzentrum GmbH kénnen auch von der
Bundesrechenzentrum GmbH ausgestellte Zertifikate verwendet werden.

Inkrafttreten

§ 5. Diese Verordnung tritt mit 8. April 2013 in Kraft. Ab diesem Tag konnen Dokumente im Sinne
des § 14a Abs. 1 VGG durch Anwendung eines Verfahrens im Sinne des § 1 Abs. 1 elektronisch
eingebracht bzw. iibermittelt werden.

Sprachliche Gleichbehandlung

§ 6. Soweit in dieser Verordnung auf natiirliche Personen bezogene Bezeichnungen nur in
ménnlicher Form angefiihrt sind, beziehen sie sich auf Frauen und Minner in gleicher Weise. Bei der
Anwendung der Bezeichnung auf bestimmte natiirliche Personen ist die jeweils geschlechtsspezifische
Form zu verwenden.

Holzinger

www.ris.bka.gv.at



BUNDESKANZLERAMT

AMTSSIGNATUR

Unterzeichner

serialNumber=1026761,CN=Bundeskanzleramt,C=AT

Datum/Zeit 2017-11-28T02:59:31+01:00
Informationen zur Prufung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen
e : Signatur finden Sie unter: https://www.signaturpruefung.gv.at
Prafinformation Informationen zur Prufung des Ausdrucks finden Sie unter:
https://lwww.bka.gv.at/verifizierung
Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.




	BUNDESGESETZBLATT

		2017-11-28T02:59:31+0100
	serialNumber=1026761,CN=Bundeskanzleramt,C=AT
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




